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Checkliste: Wirksamkeit einer verhaltensbedingten Kündigung 
 
 
 
1. Ausnahmefall 

 
Bei Vorliegen eines einmaligen besonders gravierenden Fehlverhaltens ist ausnahms-
weise eine vorherige Abmahnung nicht erforderlich, sondern es kann unmittelbar eine ver-
haltensbedingte Kündigung ausgesprochen werden, z. B. bei Vornahme von strafbaren 
Handlungen (Diebstahl, Körperverletzung, Beleidigung, Betrug o. ä. in jeweils schweren 
Fällen). In solchen Fällen kann neben der ordentlichen Kündigung je nach Sachlage auch 
eine außerordentliche Kündigung in Betracht gezogen werden. Eine solche außerordentliche 
Kündigung kann nach § 626 Abs. 2 BGB nur innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis des 
Kündigungsberechtigten vom Kündigungssachverhalt in Betracht gezogen werden (s. u. 2.8).  

 
2. Regelfall: 
 

Im Regelfall setzt die Wirksamkeit einer verhaltensbedingten ordentlichen Kündigung voraus, 
dass zuvor bereits mindestens eine einschlägige rechtwirksame Abmahnung erteilt 
wurde. Hierzu bitte das Merkblatt „Hinweise zur Abmahnung“ auf der Homepage Ihrer Lan-
desarbeitgeberbände beachten. 
 
Zu prüfen ist: 

 
2.1 Welcher Sachverhalt soll die Kündigung auslösen? 
 
2.2 Liegt die Beweisbarkeit dieses Kündigungssachverhalts anhand von Einzeltatsachen 

wie 
 

 Zeitangaben (Datum, Uhrzeit, zeitlicher Ablauf) 
 Ort (Betrieb, Kundenbereich, Straßenverkehr) 
 Beteiligte als Zeugen (Arbeitskollegen, Vorgesetzte, Dritte) vor? 

 
Zu beachten: Firmeninhaber sind Partei und können nicht Zeuge sein. 

 
2.3 Liegt ein mehrfaches gleichartiges Fehlverhalten in der Vergangenheit vor? 
 beispielsweise: 
 

 Unentschuldigtes Fehlen (wann?) 
 Verspätung (wann, wieviel?) 
 Schlechtleistungen (wann, welche?) 
 Störung des Betriebsfriedens (wann, was?) 

 
2.4 Sind vorherige einschlägige (sowohl mündliche als auch schriftliche) Abmahnungen 

aus neuerer Zeit verwertbar? 
 

Zu beachten: Abmahnung muss Hinweis auf die Vertragspflichtverletzung und Andro-
hung der Kündigung im Wiederholungsfall enthalten. 
 

2.5 Umfassende Interessenabwägung unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeits-
prinzips vorzunehmen: 
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Zu berücksichtigen ist beispielsweise: 
 
 Abmahnung als milderes Mittel unter Umständen ausreichend? 
 Möglichkeit der Änderungskündigung im Bereich des ganzen Unternehmens 
 Belastende und entlastende Umstände 
 Soziale Verhältnisse des AN wie Alter, Betriebszugehörigkeit, Familienstand und 

Unterhaltspflichten. 
 

2.6 Besonderer Kündigungsschutz nach Schwerbehindertengesetz, Mutterschutz-
gesetz, Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz beachtlich 

 
2.7  Ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrates muss vor Kündigungsausspruch er-

folgen. 
 

Zu beachten: Umfassende detaillierte Angaben im Anhörungsbogen erforderlich: 
 
Kompletter Kündigungssachverhalt und sämtliche einschlägige Abmahnungen jeweils 
mit Sachverhalt müssen mitgeteilt werden. 
 
Bitte hierzu das Muster „Anhörung des Betriebsrats vor Kündigungen“ auf der Home-
page Ihrer Landesarbeitgeberbände beachten. 

 
2.8  Bei Ausspruch einer außerordentlichen Kündigung empfiehlt es sich, in der Regel eine 

hilfsweise ordentliche Kündigung auszusprechen. Je nach Sachverhalt, so etwa wenn 
die ordentliche Kündigung ausgeschlossen ist, kann auch eine außerordentliche Kün-
digung mit sozialer Auslauffrist, welche dann der hypothetischen ordentlichen Kündi-
gungsfrist entspricht, ausgesprochen werden.  

 
 In jedem Falle sollte eine Abstimmung mit dem zuständigen Arbeitgeberverband erfol-

gen.  


